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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Juli 1954 

6 - 55001 - 3044/53 VII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 des Alt- 
sparergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 124. Sitzung am 11. Juni 1954 zur Vor- 
lage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf die in der Anlage 2 ersichtliche Änderung vor- 
zuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß der Gesetzentwurf gemäß Ar- 
tikel 120 a in, Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung hat mit Rücksicht auf die besonderen Ver- 
hältnisse beschlossen, im vorliegenden Fall gegen den Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zu § 4 Abs. 4 des Altsparergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Entsdiädigungsbereditigte im Sinne des 
Alt Sparergesetzes vom 14. Juli 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 495), die ihren ständigen 
Aufenthalt im Bereich eines Staates haben, 
dessen Regierung bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Bundesrepublik anerkannt hat, 
werden denjenigen Entsdiädigungsberechtig- 
ten gleichgestellt, die ihren ständigen Aufent- 
halt im Geltungsbereich des Altsparergesetzes 
haben. 

§ 2 

Entsdiädigungsberechtigte, die ihren stän- 
digen Aufenthalt im Saargebiet haben, wer- 
den denjenigen Entsdiädigungsberechtigten 
gleidigestellt, die ihren ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Alt Sparergesetzes 
haben. 


§ 3 

Spätestens im Zeitpunkt der Wiederver- 
einigung Deutschlands werden Entschädi- 
gungsberechtigte, die ihren ständigen Auf- 
enthalt in Deutsdiland außerhalb des der- 
zeitigen Geltungsbereichs des Altsparerge- 
setzes haben, denjenigen En t Schädigung sibe- 
reditigten gleidigestellt werden, die ihren 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereidi des 
Altsparergesetzes haben; § 2 bleibt unbe- 
rührt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nadi Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Juli 1953 in Kraft. 
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Begründung 


§ 4 Abs. 4 des Altsparergesetzes bestimmt, 
daß die Geltendmachung der Entschädigungs- 
ansprüche von Personen, die die Voraus- 
setzungen der Entschädigung nach dem Alt- 
sparergesetz im übrigen erfüllen, aber ihren 
ständigen Aufenthalt nicht im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes haben, einer besonderen 
gesetzlichen Regelung Vorbehalten bleibt. 
Diesen Personen ist nach der erwähnten Vor- 
schrift ein Entschädigungsanspruch zwar 
grundsätzlich zuerkannt; dieser Anspruch 
kann jedoch solange nicht geltend gemacht 
werden, wie nicht ein besonderes Gesetz dies 
zuläßt. 

§ 4 Abs. 4 ist in das Altsparergesetz eingefügt 
worden, weil die währungspolitischen Aus- 
wirkungen der Einbeziehung von Personen 
mit ständigem Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Gesetzes noch weiterer 
Prüfung bedurften und weil außerdem die 
Möglichkeit geschaffen werden sollte, die Re- 
gelung insoweit mit den vertraglichen Ver- 
pflichtungen der Bundesrepublik abzustim- 
men. 

Inzwischen ist das Londoner Schuldenab- 
kommen am 27. August 1953 (BGBl. II 
S. 331) veröffentlicht worden und zusammen 
mit dem Ausführungsgesetz am 16. Septem- 
ber 1953 in Kraft getreten. Damit ist die 
Grundlage für eine endgültige Regelung, 
jedenfalls für einen Teil der durch § 4 
Abs. 4 betroffenen Bereiche, geschaffen wor- 
den. Durch die nunmehrige Regelung wird 
aber die sich aus Art. 5 Abs. 4 des Londoner 
Schuldenabkommens ergebende Rechtslage 
nicht berührt. 

Zu § 1 

Die Vorschrift eröffnet aus den vorstehend 
erwähnten Gründen die Möglichkeit, die 
Entschädigungsansprüche nach dem Altspa- 
rergesetz geltend zu machen, zunächst den 
Bewohnern derjenigen ausländischen Staaten, 
deren Regierungen bis zum Inkrafttreten des 
vorliegenden Gesetzes die Bundesrepublik 
anerkannt haben. Die Vorschrift übernimmt 
insoweit Grundsätze des § 3 Buchst, d des 
Umstellungsergänzungsgesetzes. Dabei soll 


maßgebend nicht so sehr der formale Vor- 
gang der Aufnahme uneingeschränkter diplo- 
matischer Beziehungen sein, als die aus dem 
Verhalten einer Regierung gegenüber der 
Bundesrepublik nach den Grundsätzen des 
Völkerrechts zu entnehmende Bereitschaft 
zur Aufnahme und Aufrechterhaltung ge- 
ordneter zwischenstaatlicher Beziehungen. 
Die Vorschrift gestattet daher auch die Be- 
rücksichtigung von Staaten, deren Regierun- 
gen bis zum Stichtag aus rechtlichen oder tat- 
sächlichen Gründen sich zur Aufnahme for- 
maler diplomatischer Beziehungen zur Bun- 
desrepublik noch nicht in der Lage sahen 
(z. B. Österreich, Israel, Finnland). 

Zu § 2 

Das Saargebiet ist nicht Geltungsbereich des 
Altsparergesetzes. Es entspricht aber der Bil- 
ligkeit, Personen mit dem ständigen Auf- 
enthalt im Saargebiet ebenso zu behandeln, 
wie Personen mit dem ständigen Aufenthalt 
im Geltungsbereich des Gesetzes. 

Zu § 3 

Die Voraussetzungen für eine volle Gleich- 
stellung der Bewohner Deutschlands außer- 
halb des Geltungsbereichs des Altsparerge- 
setzes und des Saargebietes sind derzeit noch 
nicht gegeben. Es ist aber angebracht, jetzt 
schon klarzustellen, daß auch die Bewohner 
dieses Bereichs den im Geltungsbereich des 
Altsparergesetzes lebenden Entschädigungs- 
berechtigten gleichgestellt werden sollen und 
daß dies — durch besonderes Gesetz — spä- 
testens in demjenigen Zeitpunkt geschehen 
wird, in dem Deutschland wieder vereinigt 
werden wird. Insoweit entspricht die Ge- 
setzesnorm derjenigen des § 54 des Umstel- 
lungsergänzungsgesetzes. 

Zu § 4 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel in 
der zur Zeit üblichen Fassung. 

Zu § 5 

Das Gesetz soll mit Wirkung von demselben 
Zeitpunkt an in Kraft treten, mit dem das 
Altsparergesetz in Kraft getreten ist. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 1 1. Juni 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 26. Mai 1954 — 6 — 55001 — 
3044/53 IV — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 124. Sitzung am 11. Juni 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zu § 4 Abs. 4 
des Altsparergesetzes 

die folgende Änderung vorzuschlagen: 

Im § 4 des Entwurfs ist am Schluß der Klammerzusatz „(West)" 
anzufügen. 

Begründung 

Die Ergänzung ergibt sich aus der Fassung des Altsparer- 
gesetzes. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß der Gesetzentwurf gemäß Ar- 
tikel 120 a in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 
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